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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

.}... .. . . .. . . . O.. ' . ' . . . . . I 00

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts am
31. Januar 1958 beschlossen:

-Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 90 September

1954 wird als unzulässig verworfen°

.1 <Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

G r ü n d e :

Der Kläger war am 6. Oktober 1950 damit beschäftigt,

zusämmen mit zwei Arbeitskollegen eine etwa 1400 kg

schwere Maschine durch Anheben mittels Brechstangen

in die für den Transport „‚........................o
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erforderliche Richtung zu versetzen. Seine
aréché£ähgéwéu£5654"‘

te aus (wobei sie ihn nach späteren Bekundungen in die linke '

Seite sieß), und er verspürte einen starken Schmerz im Kreuz°

Der Kläger wurde sofort zu dem praktischen Arzt Dr‚ VXX ge»-
bracht, der reflektorische Bewegungsunfähigkeit feststellte_

und eine schwere Muskel— und Sehnenzerrung vermutete und Ver—

dacht auf Querfortsatzabriß äußerte. Der Facharzt Dr. PKXKXKXX

stellte dagegen die Diagnose auf traumatisch entstandenen,

Bandscheibenprolaps° Prof. Dr. RXXXXXXXXXbeurteilte die beim

Kläger vorliegende Gesundheitsstörung als Bandscheibendege—

neration, die als Hexenschuß bei dem Arbeitsvorgang aufge—

treten, durch diesen aber nicht im Sinne eines Unfalls ver—

ursacht werden sei° Nachdem die Beklagte noch eine Vernehmung {S

des Klägers und seiner beiden an dem Arbeitsvorgang beteilig—th

ten Kollegen durch das Versicherungsamt veranlaßt hatte, lehnte

sie die Gewährungvon Entschädigungsleistungen durch Bescheid

vom 90 August 1951 ab‘ Die Berufung des Klägers zum Oberver—

sicherungsamt Düsseldorf blieb erfolglos° Der Kläger focht
.dessen Urteil durch Klage beim Landesverwaltungsgericht Düs—

seldorf an. Nachdem dieses das beantragte Armenrecht verwei—

gert hatte wandte sich der Kläger mit der Beschwerde an das

Oberverwaltungsgericht (OVG.) Münster. Das OVG. ließ zur Prü—
fung der Frage, ob zwischen dem Vorfall vom 60 Oktober 1950

und dem Leiden des Klägers ein ursächliCher Zusammenhang be—

stehe, ein Obergutachten durch Prof. Dr. BXXKXXXXKXXXX£1HXX

erstatten° Dieser holte zur Erläuterung des fraglichen Are
beitsvorgangs eine schriftliche Auskunft der Arbeitgeberfirma

des Klägers ein° In seinem Gutachten verneinte er die Zusammen»„

hangsfrage: Das Wirbelsäulenleiden des Klägers sei weder als "

Unfallfolge noch als Berufskrankheit (BK‚) anzusehen° Die be—

reits vor dem 6. Oktober 1950 erkrankte Bandscheibe hätte bei

irgendeiner alltäglichen, mit tiefem Bücken verbundenen Gele-■_

gcnheit‚ etwa beim Zuschnüren der Schuhe ebensogut den Hexen—

echuß mit seinen schmerzhaften Symptomen und Nachwirkungen
hervorrufen können° Auch wenn der Kläger von der Brechstange

in die linke Lendengegend getroffen sein sollte, sei eine ‚'

solche Prellung nicht geeignet, einen Bandscheibenvcrfall zu—
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stunde zu bringen; Die beim Kläger nunmehr eingetretene Un—

fall—Neurose sei ebenfalls nicht durch den Arbeitsvorgang ver—

ursacht werden°

Das Landessozialgericht (LSG.), auf welches die beim OVG„

anhängige Sache überging, übersandte auf Antrag des Klägers

gemäß @ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) die Akten dem
Facharzt Dr. HXXXXX Dieser lehnte jedoch eine Untersuchung

und Begutachtung des Klägers ab, weil nach seiner Ansicht-in

den Ausführungen von Prof. Dr° RXXXXXXXXX und insbesondere

Prof. Dr° BXXXXXXXXXXXXXXXX alle für die Beurteilung der

Streitfrage wesentlichen Punkte eingehend gewürdigt wären°

Das LSG° hat daraufhin durch Urteil vom 9° September 1954

die Berufung des Klägers zurückgewiesen: Nach den Gutachten

von Prof. Dr. RXXXXXXXXXund Prof. Dr° BXXXXXXXKXXXXXXXXX

seien die Gesundheitsstörungen des Klägers mit Wahrschein-

lichkeit nicht auf einen Arbeitsunfall oder auf eine BK° ur—

sächlich zurückzuführen. Der Arbeitsvorgang habe die Krank—

heitserscheinungen nur ausgelöst, ser also nicht als wesent—

lich mitwirkende Teilurseohe für die Entstehung oder Ver—

schlimmerung des Leidens anzusehen0 Die vom Kläger angeführte

zivilrechtliche Kausalitätslehre sei auf die öffentlich-recht—

liche Unfallversicherung (UV.) nicht zu übertragen°

Gegen
das[am

14° Oktober 1954 zugestellte Urteil hat der Klä—

ger am 50. Oktober 1954 Revision eingelegt und sie mit der

Edge einer Gesetzesverletzung bei der Beurteilung des ursäch—

lichen Zusammenhangs (@ 162 Abs. 1 Nr. 5 SGG) begründet: Da
die gesetzliche UV° zur Ablösung der privaten Haftpflicht der

Arbeitgeber geschaffen worden sei, müsse die für die private

Schadenshaftung geltende Kausalitätslehre auch auf die An—

sprüche aus der UV. angewandt werdeno Nach dieser Kausali—
.tätslehre seien die beim Kläger anlagemäßig vorhandenen, durch

die — von den Gutachtern in ihrer Bedeutung unterschätztegn„i

Gewalteinwirkung ausgelösten Krankheitserscheinungen als Un—
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fellfolgen im Rechtssinn enzuerkenneno In einem am 16° Mirz

1955

Satz rügt der Kläger ferner, unter Bezug auf 5 162 AbSo 1

beim Bundessozielgericht (BSG.) eingegangenen Schrift—

Nr„ 2 SGG, mangelnde Aufklärung des Sachverhalts und Überm

schreitung der Grenzen des Beweiswürdigungsrechts; Das LSG„

habe zu Unrecht sich mit den schriftlichen Bekundungen der

beiden Augenzeugen und des oehendelnden Arztes Dr° VXX ben

gnügt‚ statt sie persönlich anzuhöreno Weiterhin habe des

lSG„ den Ursechenzusemmenhang insofern verkannt‚ als es eine

Ursichlichkeit des betrieblichen Ereignisses im Sinne der

Verechlimmerung des beim Kläger vorliegenden Leidens.ver—.

neint habeo e „ ‚ » _ 3f_„a,.

Die—_ vom ISS. nicht zugelassene — Revision ist nicht stettm

haft: da die auf 5 162Abs° 1 Nr„ 2 und 5 sec gestützten Ru„_
gen nicht durchgreifen (BSGO 1 8° 150, 254)0 „iiliiigiföi■

[ i'. „' —' „» v — <.pca-‚„-‚ ; 4‚__„‚
.

1 >'1

Die Ausfihrungen des Vorderrichters zu
der Frage, ob das &e«

schehen um den Arbeitsvorgang am 60 Oktober 1950 unter den

Begriff des Unfalls einzuordnen ist, sind unter dem Gesichtew

punkt des 5 162 Abs_ 1 Nr„ 3 SGGnicht naohprüfbar (Sozial«
recht SGG 5 162 Bla Da 2 Nr„ 11)° Das Revisionsvorbringen
kann vielmehr nur in der Richtung geprüft werden, ob das IBG„

bei der Beurteilung des ursächliehen Zusammenhangs zwischen

dem betrieblichen Ereignis und den beim Kläger eingetretenen

Gesundheit53törungen das Gesetz? d„h° die für da5uGebiet der U‘
geltende Keuselitätsnorm, verletzt hat (vng BSG° ? 8° 268}.

Einen derartigen Verstoß haben die Revisionsausführungen

nicht dargetun0 Das LSG. ist bei seiner Beurteilung der Zu—

senmenhengsfrage von dem Verursachungsbegriff der wesentlich

mitwirkenden Teilurseche ausgegangen, den das Reichsversicne«

rungsemt (RVA„) in ständiger Recht8prechung aufgestellt het

(vglo insbesondere AN„ 1912 S. 930 ff„ Nr° 25855 1914 So 4!”

ff„ Nr„ 2590; l926 s„ 480 ff„ Nr„ 3238)„_Auchder béschliee«
sende Senat hat dies bereits mehrfach als die_für_die UVo nahm

_5;„
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Mb nde Kauselitätsnorm bezeichnet (BSG. 1 S. 254 £?5é7;
3 S. 240 1945, 2457)„ Für den hier vorliegenden besonderen
Fe;ll, daß die keusele Bedeutung einer äußeren Einwirkung mit

(7
3

Q
..

rjenigen eine r bereits vorhandenen krenkheften Anlage zu
ver5l eichen und abzuv .ägen ist, hat die Ursachenlehre des R\U

besonders anschauliche Ausprägung durch Mertineck (Blul;

heupt 1950 S„ 1153 [T1317 erfahren, der es zutreffend dur;uf
abstellt „"ob der engeschuldigte Unfall wesentliche Teilur—

H 5 (T
.)

sache oder nur Gelegenheitsurseche war, d.h. ob die Krankheit

enlage so sturk oder so leicht ansprechbar ist, daß es zur

Auslösung akuter Erscheinungen aus ihr nicht oesonderer, in

ihrer Eigenart une13etz licher äußerer Einwirkungen beduri‚

fondern daß jedes andere slltäglich vorkommende ähnlich ge—

legerte Ereignis zu derselben Zeit die E scheinungen ausge»

löst hätte„" Diese Erwäaungen haben klar erkennbar des LSG„

und die für seine Entscheidung meßgebenden S chverständigen

— insbesondere frei. Dr.BXXXXXXXXXXXXXXXXX— geleitet und zu
einer Verneinung der cucgnmennci■sirdge sowohl im Sinne der

Entstehung als auch der Verschlimmerung bzw° Beschleunigung

des Wirbelsäulenleidens g ihhrt;

Die Auffassung des Klägers, im Hinblick auf die Entstehungsw

geschichte der gesetzlichen UV. müsse bei Leistungsansprüchcr

gegen ihre Träger die für den Schedensersatzenspruch des büru

gerlichen Rechts ausgebildete Lehre von der adäquaten Verur«

sechung engewe ndt werden, konnte der Senat nicht billig en, Dl

Unzulänglichkeit des vor der Schaffung der gesetzlichen UV°

geltenden Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1877 war sicher

ein bedeutsamer Eeweggrund für die Neuregelung (vgl. Braun,

Sozialer Fortschritt 1956 S. 31). Diese schuf jedoch anstelle
des unbefriedigenden privatrechtlichen Status neue Rechtsbew

ziehungen öffentlich—rechtlicher Art, auf welche die von der
Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte entwickelten Be—

griffe nicht ohne weiteres übertragbar sind° Wollte man etWt

unter dem Gesichtspunkt der Revisionseusflhrungen den vom RV;

6.
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. ‚.;_15'„_,__„g6' Ü _; _ .
besonders gestalteten und bewußt von der Adäquanzlehre un—
terschiedenen (vgl. AN. 1926 S. 484) Ursachenbegriff preis—
geben und ohne Einschränkung die im bürgerlichen Recht ge—

bräuchlichen Kausalitätsgrundsätze (vgl. Palandt BGB 15. Aufl„

Vormerkung 50 vor 5 249 mit weiteren Nachweisen; BGHZ. 25

S. 86 [8@7) gelten lassen, so wäre nicht einzusehen, warum
dann nicht auch weitere, eng damit verknüpfte Rechtsgedanken

des bürgerlichen Schadensereatzrechts Eingang finden soll—

ten, wie z.B. derjenige der Schadensminderung, worauf das

Landesvereicherungsemt Württemberg—Baden (Breithaupt 1950

S. 1053 110517) mit Recht hingewiesen hat; auch die Berück—

sichtigung mitwirkenden Verschuldens des Verletzten (@ 254
BGB) wäre eine kaum vermeidbare Folgerung aus dieser Betrach—

tungsweise. Es zeigt sich hiermit, daß die geschichtliche Ab—

lleitung nicht geeignet ist, zu einem den Besonderheiten der

gesetzlichen UV.‚ und zwar gerade besonders schutzwürdigen

Belangen der Versicherten Rechnung tragenden Ergebnis zu füh—

ren: « Die vom Kläger behauptete Gesetzesverletzung bei der

Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs vermochte der Se—

nat hiernach den Gründen des angefochtenen Urteils nicht zu

entnehmeno .„‚ „_„.
»iügé‚g.lg„rg _„„>‚

Was die von der Revision erhobenen Verfahrensrügen betrifft,

so hat der Kläger hinsichtlich der bemängelten Sachaufklärung
(@ 103 SGG) nicht dargelegt, zu welchem Ergebnis nach seiner
Ansicht die für erforderlich gehaltene Vernehmung der beiden

Zeugen und des behandelnden Arztes Dr. V m;geführt hätte
(vglo Sozialrecht SGS @164 Bl. Da 10 Nr. 28). Auch die aus
5 128 Abs. 1 SGG hergeleitete Revisionsrüge kann keinen Er-

folg habeno Das angefochtene Urteil läßt nicht erkennen, daß

das LSG. die gesetzlichen Grenzen seines Rechts auf freie

richterliche Beweiswürdigung überschritten habe, etwa durch

Verstoß gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze

oder durch willkürliche Auswertung von Sachverständigen—Gut—

achten (BSG. 1 S. 254 12517; 2 S. 256 fo). Es hat sich ein—
gehend mit den Beweisergebnissen auseinandergesetzt und ist

_7mg_‚
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dabei mit den Gutachten der Professoren Dr° RXXXXXXXXXund_'
Dr° BXXXXXXXXXXXXXXXXeiner medizinischen Lehrmeinung über
Bend3cheibenerkrenkungen und deren Beziehungen zu Unfällen

gefolgt, welche weitgehend in der neueren Rechtsyrechung an—

erkannt worden ist (vgl. LVAmt Württemberg—Baden, Breithaupt

1950 SO 1170; Bayerisches LVAmt, Breithaupt 1951 S. 794; 1953

>S° 626; Bayerisches LSG.‚ BG. 1955 S. 221; Hessisches LSG„
‚

seb„_1954S. 119; LSGe.Schleswigund Nordrhein—Westfalen,'"

.
BG„ 1955 s, 173; — abweichend die umstrittene Entscheidung des

LSG° Baden—Württemberg in BG. 1957 S. 164 ff„ mit Anmerkungen

von_Reischauer und Nöske sowie Meisch und Reischauer in BG°

1957 S. 376 fix)° Auch der vom Kläger gemäß @ 109 SGGbenannte

j ärztliche Sachverständige hat sich, dem Sinn seiner Äußerung

'
nach9 außerstende erklärt, den .Ausführungen von Prof. Dr“

—BXXXXXXXXXXXXXXXX etwas Wesentliches hinzuzufügen oder gar

iltgegenzusetzeno " ‘

‘Die Revisi0n.war hiernach als unzulässig zu verwerfen (@ 169

Satz 2 secao ' '

Die KostenentSCheidung beruht auf entsprechender Anwendung

des@195sec„
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